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Was ist der „gewöhnliche Aufenthalt“ bei der Bestimmung 
des auf Ehescheidungen anwendbaren Rechts?
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) eine 
Frage zur Auslegung des Begriffs des „gewöhnlichen Aufenthalts“ vorgelegt. Dieser Begriff 
spielt für viele Scheidungen mit Auslandsbezug eine wichtige Rolle.  |

Das war geschehen
Die Beteiligten sind deutsche Staatsangehörige und schlossen im Jahr 1989 die Ehe. Sie lebten 
zunächst in einer Wohnung in Berlin, die sie im Jahr 2006 gemietet hatten. Im Juni 2017 zogen 
sie mit nahezu ihrem gesamten Hausstand nach Schweden, wo der Ehemann beschäftigt war. 
Ihren inländischen Wohnsitz meldeten die Beteiligten im Juni 2017 ab. Ihre Mietwohnung in Ber-
lin behielten sie aber bei, um nach der Auslandstätigkeit des Ehemanns wieder dorthin zurück-
kehren zu können. Als der Ehemann nach Moskau versetzt wurde, zogen die Beteiligten im 
September 2019 mit ihrem Hausstand von Stockholm nach Moskau in eine Wohnung auf dem 
Botschaftsgelände, also einem Wohngebiet für Ausländer. Die Beteiligten besitzen beide einen 
Diplomatenpass.

Im Januar 2020 reiste die Ehefrau nach Berlin, um sich dort einer Operation zu unterziehen. Im 
Februar 2021 kehrte sie nach Moskau zurück und wohnte in der Wohnung auf dem Botschafts-
gelände. Nach Angaben des Ehemanns teilten die Beteiligten ihren beiden (bereits volljährigen) 
Kindern im März 2021 mit, dass sie sich scheiden lassen wollten. Die Ehefrau reiste Ende Mai 
2021 ab und lebt seither in der Berliner Mietwohnung der Beteiligten. Der Ehemann lebt weiter-
hin in der Wohnung auf dem Botschaftsgelände.

Im Juli 2021 hat der Ehemann beim Amtsgericht (AG) einen Scheidungsantrag gestellt, dem die 
Ehefrau seinerzeit mit der Begründung entgegengetreten ist, dass eine Trennung der Ehegat-
ten frühestens im Mai 2021 erfolgt sei.

So sahen es die Vorinstanzen
Das AG hat den Scheidungsantrag zurückgewiesen, weil das (nach deutschem Recht erforder-
liche) Trennungsjahr noch nicht abgelaufen sei und Gründe für eine Härtefallscheidung nicht 
vorlägen. Auf die Beschwerde des Ehemanns hat das Kammergericht (KG) Berlin die Ehe der 
Beteiligten nach russischem Sachrecht geschieden. Zur Begründung hat es ausgeführt, dass 
sich das auf die Ehescheidung anzuwendende Recht gemäß EU-Verordnung, der sog. Art. 8 Rom 
III-VO, richte, weil eine Rechtswahl gemäß dieser Verordnung nicht erfolgt sei. Vorliegend sei 
also das russische Sachrecht anzuwenden, weil nach dem Vortrag der Beteiligten davon auszu-
gehen sei, dass der gewöhnliche Aufenthalt des Ehemanns in Moskau sei, während der dortige 
gewöhnliche Aufenthalt der Ehefrau erst mit ihrer Abreise nach Deutschland im Mai 2021 geen-
det habe, also weniger als ein Jahr vor Anrufung des AG. Ein Versorgungsausgleich sei in  
Ermangelung eines entsprechenden Antrags im Rahmen des vorliegenden Verfahrens nicht 
durchzuführen.

Hiergegen richtete sich die Rechtsbeschwerde der Ehefrau, die eine Scheidung nach deutschem 
Sachrecht und zusammen mit dem Scheidungsausspruch eine von Amts wegen im Scheidungs-
verbund zu treffende Entscheidung über den Versorgungsausgleich erstrebte.

Bundesgerichtshof legt dem Europäischen Gerichtshof Grundsatzfragen vor
Der BGH hat das Verfahren ausgesetzt und dem EuGH folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: „Nach welchen Kriterien ist der gewöhnliche Aufenthalt der Ehegatten i. S. v. Art. 8 
Buchst. a und b Rom III-VO zu bestimmen, insbesondere beeinflusst die Entsendung als  
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Diplomat die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthalts im Empfangsstaat oder steht sie einer 
solchen sogar entgegen? Der BGH fragte weiter: „Muss die physische Präsenz der Ehegatten in 
einem Staat von gewisser Dauer gewesen sein, bevor davon ausgegangen werden kann, dass 
dort ein gewöhnlicher Aufenthalt begründet wurde?“ Und: „Setzt die Begründung eines  
gewöhnlichen Aufenthalts ein gewisses Maß an sozialer und familiärer Integration in dem  
betreffenden Staat voraus?“

Beachten Sie  |  Die Antwort des EuGH darf mit Spannung erwartet werden, weil sie in ähnli-
chen Konstellationen oft zum Tragen kommen wird.

QUELLE  |  BGH, Beschluss vom 20.12.2023, XII ZB 17/23, PM 16/24

VERWALTUNGSRECHT

Abgeschlossener Eintrag im Familienbuch  
kann berichtigt werden
|  Die Berichtigung eines abgeschlossenen Eintrags in das Familienbuch setzt nach dem Per-
sonenstandsgesetz (hier: § 48 PStG) voraus, dass der Eintrag inhaltlich falsch ist. Zudem 
muss das Gericht von der Richtigkeit der Änderung überzeugt sein. An den hierfür erforderli-
chen Nachweis sind strenge Anforderungen zu stellen, stellte nun das Oberlandesgericht 
(OLG) Celle klar.  |

Antragstellerin aus Indien
Die Personenstandsdaten der aus Indien stammenden Antragstellerin sollten im Familienbuch 
berichtigt werden. Sie hatte anlässlich ihrer ersten Eheschließung u. a. als Geburtsjahr 1973 
angegeben und dies durch Dokumente belegt sowie die Richtigkeit dieser Angaben eidesstatt-
lich versichert. Später wollte sie erfolglos u. a. das Geburtsjahr auf 1990 ändern lassen und 
legte Dokumente aus Indien vor.

Ist der Geburtseintrag richtig oder nicht?
Das Verfahren (nach § 48 PStG) unterliegt dem sog. Amtsermittlungsgrundsatz. Die objektive 
Feststellungslast für die Unrichtigkeit trägt der Antragsteller. Eine Berichtigung unterbleibt, 
wenn sich nicht feststellen lässt, dass der Eintrag unrichtig und die Änderung richtig ist. Eine 
eidesstattliche Versicherung oder eine beeidete bzw. notariell beurkundete Erklärung kann 
über die (in § 9 Abs. 1 PStG genannten) Urkunden hinaus bedeutsam sein.

Ernsthafte Zweifel können eine Berichtigung gleichwohl ausschließen. Im Fall der Berichtigung 
eines Registereintrags ist auch die gesetzliche Beweiskraft (nach § 54 Abs. 1 PStG) zu beachten. 
Daher sind bei der Berichtigung an die Richtigkeit der geänderten Eintragung höhere Anforde-
rungen bei der Überzeugungsbildung zu stellen.

Oberlandesgericht konnte nicht überzeugt werden
Im Fall des OLG konnte dieses nicht die erforderliche volle Überzeugungskraft bilden, dass das 
„neue“ Geburtsjahr der Antragstellerin das „richtige“ war.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 22.12.2022, 21 W 1/21, Abruf-Nr. 234005 unter www.iww.de
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Testamentsvollstrecker begeht mit Grabbeigabe  
keine grobe Pflichtverletzung
|  Eine Grabbeigabe (Goldkette und Eheringe) durch den Testamentsvollstrecker ist auch bei 
einer Auswirkung auf ein Vermächtnis nicht grob pflichtwidrig. So sieht es das Oberlandesge­
richt (OLG) Frankfurt am Main.  |

Testamentsvollstrecker kam Wunsch der Erblasserin nach
Die Erblasserin errichtete mit ihrem verstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches Testament. 
Sie setzten unter anderem ihre gemeinsamen Kinder, die Beteiligten zu 1) bis 3), als Erben zu 
gleichen Teilen ein und vermachten der Beteiligten zu 3) vorab den Schmuck der Erblasserin. 
Später ordnete die Erblasserin in einer notariellen Ergänzung Testamentsvollstreckung an und 
bestimmte den Beteiligten zu 2) zum Testamentsvollstrecker.

Der Beteiligte zu 2) legte der Erblasserin – seiner Behauptung zufolge auf deren Wunsch – die 
Eheringe der Erblasserin und ihres Ehemannes an einer Goldkette mit ins Grab, obwohl sich die 
Beteiligten zu 1) und zu 3) mit der Grabbeigabe der Goldkette zuvor nicht einverstanden erklärt 
hatten. Dies veranlasste den Beteiligten zu 1), die Entlassung des Beteiligten zu 2) aus dem Amt 
des Testamentsvollstreckers zu beantragen. Das Nachlassgericht hat den Antrag nach Verneh­
mung verschiedener Zeugen zurückgewiesen.

So sah es das Oberlandesgericht
Die hiergegen eingelegte Beschwerde hatte vor dem OLG keinen Erfolg. Ein Testamentsvollstre­
cker begeht keine grobe Pflichtverletzung, sofern er die Eheringe und eine Kette der Erblasse­
rin auf deren Wunsch ihr mit ins Grab legt, auch wenn er dadurch einem angeordneten  
Vermächtnis teilweise nicht nachkommen kann. Das OLG hat die Beschwerde einer Tochter der 
Erblasserin zurückgewiesen.

Zu Recht habe das Amtsgericht (AG) eine als grob zu wertende Pflichtverletzung des Testa­
mentsvollstreckers verneint. Es fehle bereits an dem Nachweis einer Pflichtverletzung. Der  
Beteiligte zu 1) habe nicht nachweisen können, dass die Grabbeilage nicht auf Wunsch der Erb­
lasserin erfolgt sei. Die Erblasserin sei nicht gehindert gewesen, noch zu ihren Lebzeiten einer 
Vertrauensperson den rechtsverbindlichen Auftrag zu erteilen, die Goldkette nebst den Ehe­
ringen nach ihrem Tod als Grabbeigabe zu verwenden. Dieser insoweit als gegeben zu unter­
stellende geäußerte Wunsch der Erblasserin sei als – wirksamer – Auftrag zu deren Lebzeiten 
an den Beteiligten zu 2) zu verstehen. Diesen Auftrag hätten allenfalls alle drei Erben widerru­
fen können. Dies sei nicht geschehen.

Es lag eine Pflichtenkollision vor
Die aus dem Vermächtnis einerseits und dem Auftrag der Erblasserin andererseits resultierende 
Pflichtenkollision habe der Testamentsvollstrecker zugunsten einer Grabbeigabe entscheiden 
können, ohne dass dies als objektiv pflichtwidriger Verstoß gegen die Pflichten als Testaments­
vollstrecker zu werten ist. Darüber hinaus sei selbst eine unterstellte Pflichtverletzung des Tes­
tamentsvollstreckers nicht schwerwiegend.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 19.12.2023, 21 W 120/23, PM 77/23


